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Fixkostenzuschuss I Fixkostenzuschuss
800.000

Ausfallsbonus Verlustersatz Lockdown Umsatzersatz
November 2020

Lockdown Umsatzersatz
Dezember 2020

Coronahilfen der Regierung

1,322 Mrd. €

1,219 Mrd. €

2,272 Mrd. €

1,025 Mrd. €

677 Mio. €

3,521 Mrd. €

AUSBEZAHLTE ANTRAGSTELLER

DURCHSCHNITTLICHE HÖHE DER AUSBEZAHLTEN ZUSCHÜSSE pro Antragsteller

128.607 57.381 156.649 1373 109.976 105.816

10.283 € 21.244 € 22.474 € 493.173 € 20.661 € 9683 €

Höheres
Wachstum dank
Tourismus
Die Wirtschaft wuchs im
Vorjahr laut Wifo um 4,6
Prozent.

Wien. Eine deutlich stärkere Ent-
wicklung im Tourismus als er-
wartet dürfte das Wirtschafts-
wachstum in Österreich im ver-
gangenen Jahr angeschoben
haben. Das Wirtschaftsfor-
schungsinstitut Wifo geht nun
für 2021 von einem BIP-Plus
von 4,6 Prozent statt zuletzt 4,1
Prozent aus, gab das Institut auf
Basis der Schätzungen der wö-
chentlichen Wirtschaftsleistung
bekannt. Die Aufhebung des
Hochrisikostatus für Österreich
noch vor Weihnachten dürfte
einen maßgeblichen Einfluss
gehabt haben. Allerdings hat
Deutschland Österreich erst
vergangene Woche erneut auf
die Liste der Corona-Hochrisi-
kogebiete gesetzt. (APA)
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Covid-Hilfen: Ist der Staat zu großzügig?
Analyse. Die Regierung hat viel Geld in die Hand genommen, um den Unternehmen durch die Wirtschaftskrise infolge der
Pandemie zu helfen. Einige Firmen hätten davon übermäßig profitiert, kritisieren manche. So einfach ist das freilich nicht.

VON NORBERT RIEF

Wien. Einmal Coronahilfen, zwei
Beispiele: Der Kleinbus, mit dem
das Hotel seine Gäste chauffierte,
war schon ein wenig in die Jahre
gekommen. Also verkaufte ihn der
Besitzer im November 2019. Als
die Regierung den von der Coro-
nakrise betroffenen Hotels ein Jahr
später einen Umsatzersatz von 80
Prozent gewährte, erhielt das Hotel
auch für diesen Umsatz 80 Pro-
zent. Das Hotel hat den Bus also
fast zwei Mal verkauft.

Anderes Beispiel: Das Hotel in
dem bekannten Tiroler Skiort ist
vor und zu Silvester seit Jahren
ausgebucht. Doch vom staatlichen
Umsatzersatz für den Dezember
2020 sah der Besitzer wenig – weil
der Umsatz erst im Jänner ge-
macht wurde, als die Gäste wieder
abreisten. Und den Umsatzersatz
gab es nur für November und De-
zember 2020.

Das ist das Problem mit den
staatlichen Förderungen und Hil-
fen für die heimischen Unterneh-
men und der Diskussion über
mögliche Überförderungen: Es
gibt keine einfachen Antworten,
weil es kein einfaches Thema ist.
Die Regierung hat Regeln festge-
legt und nach diesen Regeln wer-
den die Coronahilfen ausbezahlt

(bisher ohne Kurzarbeit und Stun-
dungen etwa zwölf Milliarden
Euro an Direkthilfen und sieben
Mrd. Euro an Garantien). „Dass es
dabei in Einzelfällen zu Ungerech-
tigkeiten kommt, war uns klar“,
sagt ein Regierungsvertreter.

Wieder ein Beispiel: Die Firma
Hartlauer betreibt in Österreich
160 Filialen. Sie erhielt für den in
den Lockdowns entgangenen Um-
satz vom Staat 1,27 Millionen Euro.
Media Markt hat in Österreich et-
was über 40 Filialen. Sie erhielten
in Summe Zuschüsse in Höhe von
15,5 Millionen Euro. Der Grund:
Die Förderungen werden pro Ge-
sellschaft ausbezahlt. Hartlauer ist
eine – und jede einzelne Media-
Markt-Filiale ist ebenfalls eine Ge-
sellschaft, weil seit Jahren der je-
weilige Geschäftsführer mit zehn
Prozent beteiligt ist.

Oder man nimmt das Beispiel
von Fast-Food-Ketten. Sie mussten
im Lockdown schließen, erhielten
also Zuschüsse. Zugleich konnten
sie aber über den Straßenverkauf
Umsätze machen, die nicht auf die
Hilfen angerechnet wurden. Und
diese Umsätze waren im Vergleich
zu gewöhnlichen Restaurants gut.

Diese Firmen fallen zweifellos
unter die 367, die laut einer Unter-
suchung des gewerkschaftsnahen
Momentum Instituts in der Krise

Gewinne geschrieben haben (ins-
gesamt hat Momentum die Bilan-
zen von 502 Unternehmen über-
prüft). Aus dem leiten die Wirt-
schaftsexperten eine Überförde-
rung ab und sprechen sich für eine
Sondersteuer aus, mit der diese
Gewinne abgeschöpft werden.

Eine Million Anträge
„Was meint man überhaupt mit
Überförderung?“, fragt Bernhard
Perner, einer der beiden Ge-
schäftsführer der Covid-19-Finan-
zierungsagentur des Bundes
GmbH (Cofag), die die Hilfen ab-
wickelt. „Wenn man damit meint,
dass die Firmen mehr bekommen,
als ihnen zusteht, wirft man uns
vor, dass wir die Anträge falsch be-
arbeiten.“ Und gegen diesen Vor-
wurf wehrt sich Perner.

Die Cofag hat mit ihren 25 fest
angestellten und 104 externen Mit-
arbeitern laut eigenen Angaben
bisher eine Million Anträge auf
Hilfszahlungen und Kreditgaran-
tien abgewickelt. Ausfallsbonus
und Fixkostenzuschuss machen
den Großteil der Anträge aus.

Für den Ausfallsbonus in sei-
ner aktuellen dritten Auflage gilt
derzeit ein Umsatzausfall von min-
destens 40 Prozent, das Unterneh-
men erhält vom Staat je nach
Branche zwischen zehn und

40 Prozent ersetzt. Gedeckelt ist
der Zuschuss mit 80.000 Euro pro
Monat. Der Fixkostenzuschuss
richtet sich nach der Höhe des
Umsatzausfalls: Beträgt er 50 Pro-
zent, erhält das Unternehmen
50 Prozent der Fixkosten ersetzt
(bis maximal 1,8 Mio. Euro).

Für den Verlustersatz ist ein
Umsatzminus von 30 Prozent Vo-
raussetzung, je nach Größe der
Firma werden zwischen zehn und
90 Prozent der Verluste abgedeckt.

Die Anträge an die Cofag wer-
den laut Perner automatisiert auf
ihre Plausibilität kontrolliert.
Wenn es Zweifel gibt, wird das je-
weilige Finanzamt mit einem Gut-
achten beauftragt. Bisher hat es
mehr als 20.000 dieser Ergän-
zungsgutachten gegeben.

Bei allen Zuschüssen, die
800.000 Euro überschreiten, oder
bei Garantieanträgen von mehr als
25 Mio. Euro müssen sowohl der
Cofag-Aufsichtsrat als auch ein
spezieller Beirat zustimmen.

Dass Österreich im internatio-
nalen Vergleich großzügige Hilfen
hat, bestätigen alle Gesprächspart-
ner. Im Gegensatz zu Deutschland
müssen die Zahlungen auch nicht
mit anderen Hilfen (außer
100-Prozent-Garantien) gegenge-
rechnet werden. Die Hilfen zielen
hierzulande vor allem auf KMU

und Kleinstunternehmen ab, sie
machen 90 Prozent der Förderun-
gen aus. Spricht man mit Wirt-
schaftsforschern, dann beurteilen
sie die Hilfen als wichtig und not-
wendig. Dass manche Unterneh-
men zu viel erhalten haben und
von der Krise profitieren, sei aber
in Einzelfällenmöglich.

19,6 Mio. Euro zurückbezahlt
Das haben auch einige Firmen
festgestellt, die mit Stand 14. Jän-
ner freiwillig 19,6 Millionen Euro
per Korrekturmeldung an die Co-
fag zurücküberwiesen haben. Im
Finanzministerium betont man,
dass bei künftigen Betriebsprüfun-
gen auch die Cofag-Hilfen speziell
kontrolliert werden.

Manche meinen freilich, dass
die Hilfen nicht ausreichen. Gerald
Zmuegg hat mit seinem Bera-
tungsunternehmen Finanzom-
budsteam eine Umfrage unter
1000 mittelständischen Unterneh-
men durchgeführt, 55 Prozent
sprechen sich darin für eine Erhö-
hung der Hilfen aus. Wollen die
Firmen einfach mehr Geld oder
geht es ums finanzielle Überleben?
Zmuegg: „Das ist eine Notwendig-
keit. Wenn die Hilfen auslaufen
und die Kreditzahlungen wieder
fällig werden, bricht das diesen
Unternehmen das Genick.“

Größte Entlastung für mittlere Einkommen
Steuerreform. Laut Budgetdienst profitieren besonders mittlere Einkommen von der ökosozialen Steuerreform.
Der regionale Klimabonus entlastet vor allem die ärmsten Haushalte.

Wien. Am heutigen Donnerstag de-
battiert der Nationalrat nicht nur
die Impfpflicht, sondern auch die
ökosoziale Steuerreform. Das Pa-
ket sieht neben niedrigeren Ein-
kommensteuersätzen etwa auch
die schrittweise Senkung der Kör-
perschaftsteuer (KöSt) vor. Und
zum ersten Mal soll es in Öster-
reich einen CO2-Preis geben – wo-
bei die Haushalte durch einen re-
gionalen Klimabonus für Mehr-
kosten entschädigt werden sollen.

Jörg Leichtfried, Vize-Klubchef
der SPÖ, hat die Reform im Vorfeld
ein Geschenk an die Reichen ge-
nannt. Vor allem die KöSt-Senkung
stößt bei der SPÖ auf Kritik. Und
an der Entlastung von Arbeitneh-
mern kritisierte er, dass man die-
sen lediglich zurückgebe, was ih-
nen die kalte Progression zuvor
aus der Tasche gezogen hat.

Der Bugdetdienst hat ausge-
wertet, wie sich die Steuerreform

auf die Einkommensverteilung
auswirkt. Berücksichtigt wurde
auch der erste, bereits umgesetzte
Teil, wie die Steuersenkung in der
ersten Tarifstufe.

Die Studie zeigt: Nicht Besser-
verdiener profitieren am meisten
von der Steuerreform, sondern vor
allem mittlere Einkommen. Und
niedrige Einkommen profitieren
stärker als Spitzeneinkommen.
Heuer steigt das verfügbare Ein-
kommen in den ersten sieben Ein-
kommensdezilen etwa zwischen
2,7 Prozent und 3,5 Prozent, die
höchsten Einkommen um 1,5 Pro-
zent. In den folgenden Jahren sor-
gen die schrittweise Senkung der
Einkommensteuer sowie die Erhö-
hung des Familienbonus vor allem
bei den mittleren Einkommen für
eine stärkere Entlastung.

Dass die niedrigsten Einkom-
men – in relativen Zahlen, nicht
absolut – stärker von der Steuerre-

form profitieren, liegt vor allem am
Klimabonus. Zwar belastet der
CO2-Preis arme Haushalte etwas
stärker, weil diese das Gros ihres
verfügbaren Geldes in den Kon-
sum stecken. Absolut zahlen frei-
lich Haushalte mit höheren Ein-
kommen mehr für ihren CO2-Aus-
stoß. Weil der Klimabonus nur
vomWohnort, aber nicht vom Ein-
kommen abhängt – alle mit dersel-
ben Postleitzahl bekommen gleich
viel –, übersteigt er bei niedrigen
Einkommen dieMehrkosten durch
den CO2-Preis bei Weitem.

Wie die KöSt-Senkung wirkt
Allerdings lässt die Studie den von
der SPÖ beanstandeten Punkt aus.
Wie sich die schrittweise Senkung
der KöSt von 25 auf 23 Prozent auf
die Haushaltseinkommen auswir-
ken wird, lasse sich mangels Daten
nicht beziffern, heißt es. Was man
sehr wohl sagen könne: Wenn Ka-

pitaleinkommen oder auch Er-
werbseinkommen von der Maß-
nahme profitieren, dann in den
obersten Dezilen.

Richtig ist nach Einschätzung
von Experten, dass die Regierung
auch dank der kalten Progression
Spielräume für die Steuerreform
hat. Beides, also Steuerreform plus
Abschaffung der kalten Progres-
sion, lasse sich gleichzeitig schwer
umsetzen, durch die Krise sei der
budgetäre Spielraum geringer ge-
worden. Freilich komme es aber
auf den politischen Willen an, man
könne auch Staatsausgaben kür-
zen.

Es sei jedenfalls besser, be-
stimmte Einkommensgruppen ge-
zielt über eine Steuerreform zu
entlasten, als mit einer Abschaf-
fung der kalten Progression vor al-
lem höhere Einkommen, argu-
mentiert etwa der grüne Finanz-
sprecher, Jakob Schwarz. (luis)


